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Deutſcher Reichstag. 

8. Sitzung vom 3. März 
Präſident v. Geo ß ler eröffnet die Sitzung 
um 12½ Uhr. 
Am Tiſche des 1 Maybach, v 
Noſtiz- Wallwitz, Dr. Stephan u. A. 

Der Präſident theilt mit, daß ihm auf die 
an das ronprinzliche Ehepaar, gerichtete Glück 
wunſch-Adreſſe folgendes Antwortſchreiben zugegan⸗ 


„Die Glückwünſche, welche der Geſammtvor⸗ 
ſtand des deutſchen Reichstages Mir und der Kron- 
prinzeſſin, Meiner Gemahlin, zur Vermählung Un⸗ 
ſeres älteſten Sohnes dargebracht hat, verpflichten 
Uns zu lebhaftem Danke. Wir dürfen in dieſer 
Kundgebung ein Zeichen der Theilnahme erblicken, 
welche die Vertreter des deutſchen Volkes dem jungen 
Paare bezeugen, welchem mit Gottes Hülfe dereinſt 
beſchieden ſein wird, in Erfüllung ſeiner Pflichten 
gegen das große gemeinſame Vaterland ſein eigenes 
Glück zu finden.“ 5 
; Friedrich Wilhelm. 

Victoria. 

Die Kommiſſion zur Vorberathung des Ge— 
ſetzentwurfs betreffend einige Abänderungen der Be⸗ 


ſtimmung des Geſetzes über die Naturalleiſtungen 


für die bewaffnete Macht im Frieden hat ſich kon⸗ 
ſtituirt und zu ihrem n den Abg. Frhrn. 
zur Rabenau gewählt. 

Tagesordnung: 

J. Dritte Berathung der internationalen 
Uebereinkunft betreffend den Austauſch von Poſt⸗ 
packeten ohne Werthangabe. 

Staatsſekretär Dr. Stephan: Der Abg. 


Herrle habe geſtern das Bedauern ausgeſprochen, 


daß die Vereinigten Staaten von Nordamerika noch 
nicht in der Lage wären, dem Abkommen beizu⸗ 
treten. Er könne darauf nur erwidern, daß es zu 
dieſem Beitritt eines beſonderen Geſetzes bedarf. 
Er befinde ſich nun heute in der erfreulichen Lage, 
dem Hauſe mittheilen zu können, daß diesbezüglich 
ein Geſetzentwurf dem Repräſentantenhauſe zuge- 
gangen iſt, welcher zweifelsohne die Zuſtimmung 
der Volksvertretung finden wird, jo daß dem Bei 
tritte Nordamerikas zu dem Abkommen nichts mehr 
im Wege ſtehen wird. 

Abg. Herrle dankt dem Vorredner ſür dieſe 
Mittheilung, dann wird die Vorlage in allen Punk- 
ten unverändert genehmigt. 

II. Fortſetzung der Etatsberathung. 

a. Etat der Reichsdruckerei. 

Einnahme 3,253,500 M.; fortdauernde Aus⸗ 
gaben 2,191,980 M., mithin Ueberſchuß 1,061,520 
M. Mehr gegen das Vorjahr 108 180 M.) 

Abg. Rickert richtet an den Vertreter der 
Megierung die Anfrage, welche Hinderniſſe der Ab⸗ 
ſicht immer noch entgegenſtehen, den Druck des 
Staats- und Reichsanzeigers in der Reichsdruckerei 
ausführen zu laſſen. 5 

Oberpoſtdirektor Sa ch je eiwideit, daß dieſe 
indeß geſtatten die 
Räumlichkeiten auf dem Grundſtücke der Reichs- 
druckerei zur Zeit die Ausführung dieſer Abſicht 
nicht. Gerade aus finanziellen Rückſichten müſſe 
das beſtehende Verhältniß noch e erhalten 
werden. 

Der Etat wird genehmigt. 

b. Etat der Eiſenbahnverwaltung. 

Einnahmen 37,635,000 M., fortdauernde 
Ausgaben 26,595,600 M., mithin Ueberſchuß 
11,039,400 M. (mehr 672,000 M.) 

Abg. Berger bedauert, daß durch die Ver⸗ 
einigung der Verwaltung der elſaß⸗lothringiſchen 
Bahnen mit den preußiſchen Staatsbahnen für die 
ſüddeutſchen Bahnen mancherlei Nachtheile erwach⸗ 
ſen. Redner richtet an die Vertreter der verbün- 

teten Regierungen die Anfrage, ob bei den neuer- 
dings in Elſaß⸗Lothringen getroffenen Maßregeln 
die preußiſche Verwaltung mit betheiligt iſt und ob 
von Seiten der Reichseiſenbahnen der frühere Ver- 
bandsverkehr gekündigt worden iſt und welche neue 
Verbandsverkehre eingeführt worden find. 

Miniſter Maybach bezeichnet die Bereini- 
gung der Verwaltung der preußiſchen mit den 
Reichsbahnen als eine durchaus zweckmäßige; dieſe 
Vereinigung diene ſowohl dem öffentlichen Intereſſe 
wie den finanziellen Intereſſen des Reiches. Wenn 
der Vorredner die Frage aufwerfe, wie er (Nedner) 
ſich gegen die Privatbahnen ſtelle, ſo erwidere er, 
daß für ihn obenanſteht das allgemeine Verkehrs- 
intereſſe; handele es ſich um die Intereſſen anderer 


dem Zinsfuß im Norden und Nordoften. 


Staaten, jo werde er eine neutrale Haltung beob- 
achten. Die Intereſſen der Aktionäre zu vertreten, 
dazu habe er keine Veranlaſſung, ſein Grundſaß 
ſei, nach allen Seiten hin Gerechtigkeit zu üben. 


v. Er habe die Zuverſicht, daß es gelingen werde, mit 


den angrenzenden Staaten ein Abkommen zu fin- 
den, welches nicht blos dem allgemeinen Verkehrs- 
intereſſe dient, ſondern auch die gegenſeitigen In- 
tereſſen genau abwägt. 

Abg. Sonnemann erblickt in der Ver⸗ 
einigung der beiden Verwaltungen cine Schädi⸗ 
gung der Intereſſen der ſüvdeutſchen Bahnen. 
Der preußiſche Miniſter ſei gar nicht im Stande, 
überall eine vollſtändig neutrale Haltung einzuneh- 
men. Das elſaß lothringiſche Bahnnetz ſei groß 
genug, um eine ſelbſtſtändige Verwaltung zu er- 
halten. Die Konkurrenz zwiſchen den preußiſchen 
und den ſüddeutſchen Bahnen würde immer zu Un: 
zuträglichkeiten führen. 

Abg. Berger verwahrt ſich dagegen, als 
ob er hier als Anwalt der Aktionäre erſcheine. 
Redner hält ſeine Bedenken gegen die Vereinigung 
der Verwaltung überall aufrecht, und ſpricht ſeine 
Verwunderung darüber aus, daß der Herr Mi 
niſter auf ſeine Fragen die Antwort ſchuldig ge- 
blieben iſt. 

Miniſter Maybach verſichert, daß der Friede 
mit den ſüddeutſchen Bahnen bereits thatſächlich 
hergeſtellt worden iſt. Die abnehmende Nentabili- 
tät dieſer Bahnen ſei viel weniger auf die rück 

ſichtsloſe Konkurrenz als viel mehr auf koſtſpielige 
Bauten zurückzuführen. 

Geh. Rath Schultz beantwortet die von 
Berger aufgeworfenen Fragen dahin, daß neue Ver⸗ 
kehre nicht angeordnet worden ſind, es ſeien nur 
die früheren Verkehre wieder eingerichtet. Das Ber- 
hältniß zu den übrigen ſüddeutſchen Bahnen ſei 
vollſtändig geregelt. 

Abg. Frhr. v. Min nigerode erklärt fich 
mit den Maßnahmen der Regierung durchaus ein- 
verſtanden. 

Abg. Kiefer bezeichnet das frühere Ver⸗ 
fahren der elſaß⸗-lothringiſchen Eiſenbahnverwaltung 
als eine rückſichtsloſe Konkurrenz gegen die füd- 
deutfchen Bahnen, die allerdings mit großem Ge- 
ſchick geleitet worden ſeien. 

Der Etat wird genehmigt. 

e. Einnahme aus dem Bankweſen 1,505,430 
Mark. 

Abg. Sonnemann erhebt in längeren 
Ausführungen gegen die Reichsbank-Verwaltung 
den Vorwurf, daß die Mehreinnahmen des vori- 
gen Jahres lediglich auf Koſten des legitimen 
Verkehrs erfolgt ſeien. Redner weiſt darauf 
hia, daß dieſe Bankpolitik dem Geiſte des Bank- 
geſetzes widerſpricht und wenn dieſelbe aufrecht 


erhalten wird, dann würde das Reich noch in 
eine ſchlimmere Lage kommen, als es ſich ſchon 


befindet. 

Bankpräſident v. Dechen d macht zunächſt 
darauf aufmerkſam, daß die Feſtſetzung des Zins⸗ 
faßes ſchon um deshalb eine ſehr ſchwierige Sache 
iſt. Der Zinsfuß in Weſt und Süd ſei durch⸗ 
gängig und ausnahmslos ganz verſchieden N 

n 


Süddeutſchland ſei ein Zinsfuß von 4 pCt. un- 


gewöhnlich hoch; im Oſten ſei es unerhört, wenn 


Jemand, außer der Bank, 4 pCt. nimmt; man 
verlangt dort 7—8 pCt. Von einer Begünſti⸗ 
gung der Bankiers ſei nirgend die Rede. Wenn 
der Vorredner bemerkt hat, daß von der Bank- 
verwaltung im vorigen Jahre der Bankdiskont 
plötzlich auf 5 reſp. 5 ½ pCt. erhöht worden ſei, 
jo habe er darauf zu erwidern, daß dieſe Diskont⸗ 
erhöhung nicht erfolgt ſei, weil uns die Mittel 
ausgegangen waren, auch nicht aus Furcht vor 
der Entziehung von Gold, ſondern hauptſächlich, 
um dem Treiben der Preſſe entgegenzutreten, als 
ob unſere Valuta in Frage wäre. Es ſei die un⸗ 
wahre Behauptung verbreitet worden, daß man die 
Ausgabe von Gold verweigere. Er (Redner) habe 
die betreffenden Blätter aufgefordert, dieſe Be⸗ 
hauptung zurückzunehmen, habe aber zur Antwort 
erhalten, man müſſe erſt die Sache näher unter- 
ſuchen, die Nachricht wäre von Hamburg gekom⸗ 
men. Die Maßregel habe einen ſehr guten 
Erfolg gehabt und daß es dabei nicht auf Gewinn 
abgeſthen, gehe daraus hervor, daß nach wenigen 
Wochen der Diskontfatz wieder heruntergeſetzt wor⸗ 
den ſei. Was die Privatbanken anlange, ſo ſei 
die Bankverwaltung bemüht, denſelben die möglichſte 
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Erleichterung zu gewähren; ſie gehe noch viel wei⸗ 
ter, als wozu ſie verpflichtet iſt. 

Abg. Dr. Bamberger iſt mit dem, was 
der Abg. Sonnemann geſagt, nicht durchweg ein⸗ 
verſtanden. Er ſtimme demſelben nicht bei, daß 
er ſich dem Grundſatze des unbedingt niedrigen 
Zinsfußes anſchließe. Die Bank habe weder die 
Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß der Zinsfuß ein 
recht hoher, noch dafür, daß er ein recht niedriger 
ſei. Die Bank habe nur der allgemeinen Bewe⸗ 
gung zu folgen. Es frage ſich alſo nur, befolgt 
der Herr Bankpräſident mit ſeiner Bankpolitik die⸗ 
ſen Grundſatz? Dadurch, daß der Bankpräſident 
mit feiner Luft, Geſchäfte zu machen, alle mög- 
lichen Wechſel aufkauft, ſo ſchüchtert er damit das 
Plivatkapital ein und ſchädigt daſſelbe auf das 
Schwerſte. Was die Diskonterhöhung anlange, 
ſo ſei das eine ganz geſunde Maßregel geweſen; 
aber dieſer große Sprung hätte vermieden werden 
können, wenn eben die Bank ſich nicht zu ſehr in 
Wechſeleinkäufen engagirt hätte. Die Allckrmrufe, 
daß die Bank nicht mehr Gold zahle, gehe von 
den Vertretern der Silberwährung aus. Die 
Börſenorgane hätten in dieſer Beziehung Großes 
geleiſtet. Wenn der Herr Bankpräſident jagt, es 
ſei niemals Gold verweigert worden, ſo ſei er 
(Redner) in der Lage, ihm unter vier Augen Fälle 
namhaft zu machen. Daß man nur 10-Marf- 
ſtücke anbietet, gehöre zwar zu den erlaubten 
Sünden, aber die Bank müſſe auch in dieſem 
Punkte koulant ſein, und namentlich nicht den 
geringſten Zweifel darüber aufkommen laſſen, 
daß ſie in der Lage, mit landläufigem Metall zu 
zahlen. 


Reichsbankpräſident von Deche nd: 5 Der 
Vorredner habe hier viel mehr die Intereſſen der 
großen Bankiers vertreten, als die des allgemeinen 
Verkehrs. Nun ſei aber das Diskontgeſchäft nach 
dem Bankgeſchäft das einzige nach dem Bank- 
geſetze der Reichsbank verbliebene und man könne 
der Bank nicht vorwerfen, daß ſie dieſes Geſchäft 
kultivire. Er müſſe für alle die Enten, die die 
Preſſe über die Bankverwaltung verbreitet, die Ver⸗ 
antwortung ablehnen, er ſei doch nicht die Börfen- 
preſſe (Beifall), und er habe niemals geſagt, wir 
werden aufhören, in Gold zu zahlen und in Eil- 
ber zahlen. (Beifall.) 

An der weiteren Debatte betheiligen ſich noch 
die Abgg. Sonnemann, v. Kardorff, 
Dr. Bamberger und Bantpraſtdent v. De⸗ 
chend. 

Darauf wird der Stat genehmigt. 

Es folgen die Einnahmen aus den Zinfen 
belegter Gelder. (Feſtungsbaufonds 2,219,345 
M, Reichseiſenbahnbaufonds 350,000 M. und 
Reichstagsgebäudefonds 1,273,260 M.) 

Auch dieſe werden genehmigt. 

Die erſt rechnungsmäßig zu ermittelnden 
Theile des Etats werden von der Tagesordnung 
abgeſetzt und iſt damit die der Plenarberathung 
vorbehaltene zweite Berathung des Etats be⸗ 
endigt. N 

Es folgt die Leſung des Antrages Dr. 
Mendel: 

„Der Reichstag wolle beſchließen, die Wahl- 
prüfungs-Kommiſſion zu beauftragen, dem Reichs- 
tage über die am häufigſten vorkommenden Ver⸗ 
ſtöße gegen das Wahlreglement vom 28. Mai 
1870 und die mit Rückſicht darauf nothwendig er- 
ſcheinenden Abänderungen des Wahlreglements Be- 
richt zu erſtatten.“ 

Der Antragſteller weiſt darauf hin, 
daß ſchon längſt die Nothwendigkeit einer Aende- 
rung des Wahlreglements anerkannt ſei; für dieſe 
wolle ſein Antrag das Material ſchaffen. Im 
Intereſſe der Geheimhaltung der Wahl empfehle er 
größere Wahlbezirke. Auch müſſe der Beeinfluſſung 
der Wahlen durch die Behörden beſſer entgegen- 
getreten werden. Die Statiſtik der kaſſirten Wah⸗ 
len lehre, daß in den meiſten Fällen es preußiſche 
Wahlen geweſen ſeien, wo wegen Beamtenbeein- 
fluſſung auf Ungültigkeit erkannt ſei. In den 
Wahlen müſſe der freie Wille der Wähler zum 
Aue druck kommen. j 

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Wenn 
der Herr Vorredner mich auch nicht perſönlich ge- 
nannt hat, ſo muß ich, da ich als Kanzler für 
die Richtigkeit der Wahlen beſonders verantwort- 
lich bin, auf ſeine Ausführungen antworten. Ich 
kann es nur der Würde des Richters ebenſo ſchäd⸗ 
lich finden, als der des Beamten, wenn er ſich in! 


agitatoriſcher Weiſe an den Wahlen betheiligt. Ju 
Bezug hierauf habe ich mehrfache Anzeigen er⸗ 
halten, habe die Sache unterſuchen laſſen wollen, 
bin aber weder hier im Hauſe noch ſonſt auf große 
Willfährigkeit geſtoßen. Auch habe ich von ein em 
Fall gehört, wo ein Reichstagskandidat bei einem 
Landrathe in deſſen Dienſtwohnung abgeſtiegen 
und von Letzterem in ſeiner Equipage an die ver⸗ 
ſchiedenen Wahlplätze hingeführt worden iſt. 
Wenn nun dieſer Landrath den Kandidaten auch 
nicht direkt empfohlen hat, ſo hat er doch indirekt 
ſeine Kandidatur weſentlich unterſtützt. Der Fall 
war nicht in Preußen, ich habe mich an die be⸗ 
treffend⸗ Regierung gewandt, habe aber von dieſer 
eine Abweiſung erfahren unter Hinweiſung auf das 
Recht des Landraths auf Ausübung ſeiner politi⸗ 
ſchen Rechte. Dann habe ich mich an den Landes⸗ 
herrn gewandt, bin jedoch von dieſem an ne 
Miniſterium zurückverwieſen worden. M. H., i 
dieſem Falle handelt es ſich nicht um einen bun- 
didaten Und ich ſehe, daß der betreffende Herr ſich 
ſchon zum Worte gemeldet hat. Das Haus wolle 
aus dieſem erſehen, daß die Frage der Beamten- 
betheiligung und Beamtenbeeinfluſſung bei den 
Wahlen längſt von mir ins Auge gefaßt iſt. In 
anderen Ländern hat man die Beamten, in Ame⸗ 
rika auch die Richter von der Betheiligung an der 
Wahl ausgeſchloſſen. Mir iſt es ſehr erwünſcht, 
daß die Frage der Stellung der Beamten zur 
Wahlagitation weiter urgut werde und wenn Be- 
amten und Richter von der Beeinfluſſung der N 
ausgeſchloſſen werden. 

Abg. Lasker: Er ſei wohl der vom Kanz 
ler gemeinte Abgeordnete und der Landrath der 
Abg. Baumbach; übrigens aht 


page begleitet; wenn der Kanzler lauter ſo un⸗ 
ſei, jo. könne er ihm gratuliren. Uebrigens ſeien 
die Wahlaufrufe für den Sohn des Fürſten Bis- 
marck ſchon längſt vorbereitet geweſen. 


Sohnes iſt erfolgt ohne jede Ausſicht auf Erfolg, 
aber auf beſondere Aufforderung aus dem Wahl- 
kreiſe, um darzuthun, wie ich zu der Politik des 
Herrn Lasker ſtehe. Es iſt übrigens ſehr gleich- 
gültig, ob der Herr Landrath mit zu der Wahl 
gefahren iſt, denn ein jeder Wähler konnte ja 
wiſſen, daß iſt ja der alte Freund, der immer bei 
unſerem Landrath abſteigt. Aber ich muß es auch 
bezweifeln, daß dieſes Mitfahren auch nicht in 
einem einzigen Falle vorgekommen ſein ſoll, da 
ſonſt die meiningenſche Regierung mich auf meinen Irr⸗ 
thum in einer ihrer Erwiderungen wohl aufmerkſam ge⸗ 
macht haben würde. Im Allgemeinen hat mich 
nur die ſpitzige Art des Angriffs des Herrn Men⸗ 
del auf die preußiſchen Verhältniſſe dazu gebracht, 
hierauf einzugehen; aber obgleich ich keinen Na⸗ 
men genannt hatte, mein Gegner doch ſofort wußte, 
wen ich meine, ſo muß die Sache in Meiningen 
doch wohl nicht ſo unſchuldig aufgefaßt ſein, wir 
er es darſtellt. 

Abg. Baumbach: Allerdings ſei er der 
angegriffene Landrath, habe aber nur eine Einla- 
dung, die ſchon ſeit langer Zeit an Lasker ergan- 
gen, aufrecht erhalten. Er habe gar keine eigene 
Equipage, doch ſei er allerdings einige Male mit 
Lasker zu den Wahlorten gefahren. Wenn er aber 
als Beamter ſeine volle Unparteilichkeit gewahrt 
habe, ſo müſſe er ſich auch das Recht wahren, ſei⸗ 
nen alten lieben Freund Lasker bei ſich 4 in 
einer Dienſtwohnung aufzunehmen. 

Fürſt Bismarck: Der Abg. Laster wird 
jetzt wohl gehört haben, daß die Begleitung des 


ſelbſt eingeräumt worden iſt, mit Ausnahme der 
eigenen Karoſſe. Es war alſo doch eine Einfüh⸗ 
rung durch den Landrath und die wird wohl nicht 
ſo ganz ohne Einfluß geblieben ſein, und die Frage, 
ob fie im Miethswagen oder eigener Equipage er⸗ 
folgte, iſt dabei gleichgültig. Herr Lasker hatte, 
ehe er mir eine reine Unwahrheit ſchuld gab, vor⸗ 
ſichtiger ſein ſollen und da Herr Lasker als in- 
timer Freund des Herrn Landraths bekannt war, 
hätte ich von ſeinem Zartgefühl erwartet, daß er 


nehmen werde. 


des Kanzlers richten würden, der ihn ſehr erfreut 


letzterer ihn nach den Wahlplaten i in eigener Eaut⸗ 2 


parteiiſche Landräthe in Preußen habe, wie dieſer 


Fürſt Bismarck: Die Kandidatur meines 


Landraths nach dem Wahllokal ſo eben von dieſem 


als Wannen nicht bei ihm ſein Zune g 


Abg. Hänel hält es für ziemlich gleichgül⸗ 2 
tig, dieſe Details hier weiter feſtzuſtellen, hoffe, 
daß die Beamten ſich nach dem Inhalte der Rede 
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geltend machen 

würde. 

N dem ſcharfen Unterſchiede zwiſchen richterlichen und 

; Verwaltungsbeamten komme, derſelbe entſpreche 

br weder den Entſcheidungen des Hauſes noch der Wahl- 
prüfungskommiſſion. 

Fürſt Bismarck: Nicht er, ſondern der 

Abg. Mendel trage die Schuld an der kleinlichen 

Tendenz der Debatte. Aber wenn man XThat- 

ſachen, ſobald ſie der preußiſchen Regierung zur 

Laſt fielen, mit hoher ſittlicher Entrüſtung be- 

handle, und ſobald fie einer andern Partei pajfirt 


nen mächtigen Einfluß dafür 


find, fie als unbedeutend hinſtellen will, ſo ent⸗ 
Dieſe 


. ſpreche das doch nicht den Verhältniſſen. 
{ kleinlichen Dinge des Herrn Lasker und Baum- 


Nicht einzuſehen ſei, wie der Kanzler zu 


habe und von dem er hoffe, daß der Kanzler ſei-ſchen Kreiſen verlautet, mehrere Mächte faſſen ernft- noch leider Stettin, die Hauptſtadt und 


lich folgenden Vergleich zwiſchen Griechenland und 
der Türkei in's Auge: Theſſalien würde gemäß der 
Konferenzlinie an Griechenland abgetreten, Epirus 
verbliebe der Türkei. Frankreich befürwortet eben- 
falls einen derartigen Vergleich, Deutſchland, 
Oeſterreich und Rußland wären einverſtanden, die 
Annahme des Vorſchlages ſeitens der Betheiligten 
indeß zweifelhaft. 

Die „Politiſche Korreſpondenz“ meldet, die 
Pforte ertheilte dem Gouverneur von Canea den 
ſtrikten Befehl, ſämmtliche auf Kreta befindliche 
öffentliche Gebäude und Beſitzungen ſchleunigſt zu 
verkaufen. Behufs raſcher Durchführung des Ver⸗ 
kaufes ſeien alle möglichen Konzeſſionen bezüglich 
des Preiſes und der Erlegung des Kaufſchillings 


bach würden morgen in der Preſſe mehr Beachtung] den Käufern gewährt. Es herrſcht darob in Kreta 


finden, als die wichtigen Geſichtspunkte des Herrn 
0 Hänel. Wenn aber letzterer die Beamten mit den 
ö Richtern in dieſem Punkte in ganz gleiche Rich- 
tung ſtellen wolle, ſo habe er ſeine, des Kanzlers, 
Meinung nicht richtig verſtandeu, da er von den 
Kichtern eine noch höhere politiſche Unparteilichkeit 
als von den Verwaltungsbeamten verlange, letztere 
müßten ſtets in gewiſſem Grade für die Regierung 


a Bartei nehmen. 

Ar Abg. Minnigerode: Ein Theil der 
a. heut gehörten Aeußerungen müßte zu der Miß 
. deutung Anlaß geben, als ob beſonders in Preußen 
5 Waylbeeinfluſſungen ſtattfänden, dafür ſei kein 
* Beweis erbracht und müſſe er dem widerſprechen. 
. Gerade das agitatoriſche Auftreten der Richter bei 
. den Wahlen wirke verwirrend, wenn auch Nie- 
. mand feine politiſche Meinung und deren Aeuße⸗ 
Be zung verwehrt werden ſolle, jo müſſe doch gerade 
Be der kleine Mann das Vertrauen zu dem Richter 


verlieren, der ihm agitatoriſch als politiſcher Feind 
gegenüber getreten ſei. Er hoffe, daß die Gegen- 
partei das heutige Verdikt des Reichskanzlers beach- 
ten werde. Bei den Wahlen werde ſtets von 
beiden Seiten gefehlt und es liege kein Grund 
vor, hier zu rekriminiren. Aber gerade die libe— 


„trale Partei habe am wenigſten Grund, der Rech- 
2 ten Vorwürfe zu machen, da erſtere bei den Wahr 
* len ſtets viel lebhafter ſei als letztere. Leider. 
. (Beifall.) 5 

Ei Abg. Lasker beklagt ſich, daß der Kanzler 
8 ihm heute auf ſolche Weiſe feine Dankbarkeit be⸗ 
= zeige für die vieljährige Unterſtützung, die er ihm 
gewährt. 

ki Fürſt Bismarck: Lasker habe gar keinen 
Bez Anſpruch auf Dankbarkeit ſeinerſeits, da er vou 
. der Berathung der Verfaſſung des Reichs an ſtets 
2 feinen Ideen entgegen gearbeitet habe. Seine Zu- 
2 ſtimmung habe Lasker immer ziemlich theuer ver- 


kauft. 

Abg. Dreyer nimmt die deutſchen Richter 
gegen etwaige Angriffe auf ihre Unparteilichkeit in 
Schutz, iſt aber damit einverſtanden, daß die Rich- 

r in die Wahlagitation zu miſchen 
N 5 7 


Fürſt Bismarck: Seine Aeußerung gegen 
die Richter beruhe darauf, daß er geſehen, wie in 
den ſtrafrechtlichen Prozeſſen, 
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75 wo es ſich um Be⸗ 
Br leidigung oder Verletzung von Polizeibeamten handle, 
die Schutzmannsknochen nicht ſehr hoch angeſchla⸗ 
5 gen würden, daß aber, wo dieſe Beamten ihre Be- 
725 fugniffe überſchritten, ſie ſehr hart dafür angeſehen 
kr würden. Auch habe er merkwürdige Erfahrungen 
„ mit den von ihm angeſtellten Verleumdungsprozeſſen 
BER. gemacht. 

er Abg. Kayſer hofft, daß nach den Aeuße- 
Br rungen des Fürſten Bismarck eine Wiederkehr von 
„Vorgängen unmöglich ſein würde, wie ſie neuer⸗ 
2 dings vom Abg. Stumm gegenüber der Neuenkirch⸗ 
25 ner Zeitung ins Werk geſetzt ſeien. 

885 Abg. Stumm erklärt, nachdem der Abg. 
mu Mendel ſeinem Antrage eine ſo weitgehende Ten- 
denz untergelegt habe, entgegen ſeiner früheren Ab⸗ 
iiicht, gegen denſelben ſtimmen zu müſſen und recht- 
fertigt ſich und die übrigen Fabrikanten wegen ihres 
HBVeoorgehens in der Neuenkirchner Angelegenheit. 
. Abg. Dr. Windthorſt vermißt in dieſer 
* Vertheidigung die Species‘ facti, ohne die man 


nicht darüber urtheilen könne; für den Antrag 
Mendel werde er ſtimmen, da das Material, was 
die Kommiſſion zuſammentragen würde, nur nütz⸗ 
lich ſein könne. f 
Darauf wird nach einer Reihe perſönlich 
Bemerkungen der Antrag Mendel angenommen. 
Hierauf wird die Sitzung vertagt. 
Nächſte Sitzung: Freitag 12 Uhr. 
Tagesordnung: Reſt der heutigen, kleinere 
Vorlagen. 
Uhr. 


Schluß 51 
Deutſchland. 

Berlin, 3. März. In meinen Mitthel⸗ 
lungen iſt nur die Thatſache erwähnt worden, daß 
Graf Eulenburg in der Mittagsſtunde des 26. 
Februar, nachdem er am Abend zuvor die Be⸗ 
willigung ſeines Entlaſſungsgeſuches erhalten, die 
auf dem Miniſterium anweſenden Räthe um ſich 
serjammelt und von ihnen in kurzen und beweg 
ten Worten Abſchied genommen habe. Der In- 
halt dieſer Worte wurde von mir nicht einmal 
angedeutet. Wenn aber jetzt von anderer Seite 
behauptet wird, der Miniſter habe ſeinen Rücktritt 
als geboten von der Würde des Amtes und von 
dem Intereſſe aller nachfolgenden Miniſter darge- 
ſtellt, jo kann ich mit aller Beſtimmtheit verſichern, 
daß dies eine völlig aus der Luft gegriffene Unter- 
ſtellung if. In Wahrheit hat der Miniſter viel- 


Bi 
mehr ausdrücklich gejagt, daß er es nicht angemeſſen 
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finde, an dieſer Stelle auf die Gründe ſeines 
Rücktritts einzugehen. 

Ausland. 
Wien, 3. März. (B. T.) In diplomati⸗ 
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e 
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große Aufregung. Man vermuthet, die Pforte 
wolle ſich auf ſolche Art Geld verſchaffen. Auch 
die Eventualität der Abtretung Kretas an Grie- 
chenland wird diskutirt. 

Rom, 3. März. Heut am Jahrestage der 
Krönung des Papſtes fand in der ſixtiniſchen Ka⸗ 
pelle ein Hochamt mit allem Pompe früherer Tage 
ſtatt. Der Kardinal Alimonda pontifizirte. Papſt 
Leo, mit der Tiara geſchmückt, ertheilte den Segen. 
Außer ſämmtlichen Mitgliedern des Kardinalskolle⸗ 
giums waren von hervorragenden Gäſten anweſend 
die ruſſiſchen Großfürſten Paul Sergius und Kon- 
ſtantin, die ſchwediſchen Prinzen Oskar und Carl, 
der Großmeiſter des Maltheſerordens Fürſt Ceſchi. 

London, 3. März. Der eigentliche Kampf 


der Tories gegen das jetzige Kabinet beginnt erſt““ 


heute. Lord Lytton's Antrag bezüglich Kandahars, 
welcher die Räumung dieſer afghaniſchen Stadt 
verlangt, iſt ein direktes Tadelsvotum und die Ma- 
jorität des Oberhauſes iſt dieſem Antrage geſichert. 


Die radikale Partei des Unterhauſes unter Lawſon⸗ 


beſchloß, in allen Städten Meetings gegen den 
Transvaalkrieg zu organiſiren, ſowie Gladſtone an 
die Erfüllung ſeiner hierüber gemachten Verſpre⸗ 
chungen zu ermahnen. 
Provinzielles. 

Stettin, 4. März. In der heutigen Sitzung 
des Oberlandesgerichts wurde der Redakteur des 
hier erſcheinenden „General-Anzeigers“, F. Klug, 
wegen Beleidigung unjeres Chef⸗ 
Redakteurs, Herrn R. Graßmann, 
zu 1 Monat Gefangniß und der Kaufmann E. 
Schnieber von hier wegen gleichen Ver⸗ 
gehens zu 150 Mark Geldſtrafe event. 14 Tagen 
Gefängniß verurtheilt. Einen näheren Bericht 
über die Verhandlung bringen wir in nächſter 
Nummer. 9 

— Geſtern Abend gegen 9 Uhr entſtand in 
der Lindenberg'ſchen Dachpappenfabrik am Zoll⸗ 
ſtrom Feuer, welches ſich ſehr ſchnell verbreitete und 
durch den hellen Schein weithin ſtchtbar war. Die 
hieſige Feuerwehr war an der Brandſtelle, doch ge- 
lang es erſt nach adiger Arbeit, dem verhee⸗ 
renden Element Einhalt zu thun, ſo daß erſt gegen 
12 Uhr jede Gefahr beſeitigt war. Faſt die ganze 
Fabrik iſt eingeäſchert und ſind nur die Gebäude 
verſichert, während Materialien im Werthe von 
1500— 2000 Mark, welche mit verbrannt find, 
nicht verſichert waren. Das Feuer iſt durch Un⸗ 
vorſichtigkeit eines Kutſchers herbeigeführt, welcher 
eine brennende Petroleumlampe unbeaufſichtigt im 
Stalle ſtehen ließ. 

— Der ſtädtiſche Hauptlehrer Sch. ſtürzte 
vorgeſtern beim Paſſiren des Trottoirs in der kl. 
Domſtraße jo unglücklich, daß er ſich eine Berftau- 
chung des linken Armes zuzog. 

— Dem Eigenthümer Fiebelkorn zu Unter⸗ 
Bredow wurde vor einigen Tagen ein Sparkaſſen⸗ 
buch über 279 Mark geſtohlen und iſt der 
Schmiedegeſelle Paul Brandenburg unter 
dem Verdachte, den Diebſtahl ausgeführt zu haben, 
gefänglich eingezogen worden. — Geſtohlen wurde 
ferner: In der Nacht vom 1. zum 2. d. Mts. 
von dem Trockenboden des Grundſtücks Parnitz⸗ 
ſtraße 39 40 eine Partie Wäſche im Geſammt⸗ 
werthe von 42 Mark und vorgeſtern aus einer 
Kellerwohnung Grabowerſtraße 18 ein Damen- 
Radmantel im Werthe von 30 Mark. 

— Geſtern Abend wurde der in der Breſden⸗ 
ſtraße wohnhafte Arbeiter Winkelmann auf der 
Moltkeſtraße von mehreren Perſonen überfallen und 
derart durch Meſſerſtiche mißhandelt, daß er nach 
ſeiner Wohnung geſchafft werden mußte. Die un⸗ 
verehelichte Anna Gilgahn, welche ſich an der 
Prügelei betheiligt hatte, wurde verhaftet, während 
es den übrigen Perſonen gelang, zu entkommen. 
Die Perſönlichkeiten ſind jedoch feſtgeſtellt, ſo 
daß ſie ihrer gerechten Beſtrafung nicht entgehen 
werden. 


Aufruf zur Bildung eines Stettiner 
Fiſcherei⸗Vereins. 

Seitdem die ſogenannte künſtliche Fiſchzucht 
ſich mehr und mehr verbreitet und die Wiſſenſchaft 
dem geſammten Fiſchereiweſen ſich hülfreich zuge⸗ 
wendet hat, iſt ſchon an unzähligen Stellen in 
allen Erdtheilen ein erfreuliches Wiederaufblühen 
der meiſt ſehr⸗ heruntergekommenen Fiſcherei feſtzu⸗ 
ſtellen geweſen. 

Nachdem viele Einzelne, viele Vereine, Be⸗ 
hörden und Kommunen, zum Theil ſchon ſeit lange, 
Rühmliches, Nützliches und auch Gewinnbringendes 
in dieſer Hinſicht bewirkt und geleiſtet haben, fo 
unter vielen anderen z. B. der Magiſtrat zu Cös⸗ 
lin mit feiner vorzüglich gediehenen Edelfiſchzucht 
in der Stadtforſt am Gollenberge; nachdem auch 
der ergebenſt Unterzeichnete ſeit 1875 hier in und 
bei Stettin die Edelſiſchzucht eingeführt hat und 
damit bewieſen iſt, daß dieſelbe hier nicht nur mög- 


lich, ſondern auch heimathsberechtigt iſt, fo iſt den-Junfähig wurde. 
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der Haupt- 
Fiſchhandelsplatz Pommerns, in obiger Hinſicht bis⸗ 
her faſt ganz unthätig und dadurch weit hinter 
anderen, viel unbedeutenderen Orten zurückge- 
blieben. 

Es läßt ſich aber doch beſtimmt annehmen, 
daß in der Hauptſtadt Pommerns, dem groß ge- 
wordenen Stettin, ſich Viele befinden werden, die 
an dem, volkswirthſchaftlich ſo überaus wichtigen 
und wirkſamen Wiederaufblühen der heimiſchen Fi⸗ 
ſcherei reges Intereſſe haben und gern warmen An- 
theil nehmen werden, wenn die Gelegenheit dazu 
ſich ihnen bietet. 5 

Darum ſei hiermit an alle Freunde der Fi⸗ 
ſcherei und eines guten Gerichts Fiſche die freund⸗ 
liche Einladung gerichtet, zur Bildung eines Stet⸗ 
tiner Fiſcherei⸗Vereins ſich gegenſeitig die helfende 
Hand zu reichen, fi zu dieſem guten, nützlichen 
und nach vielen Ausweiſen auch einträglichen 
Zwecke zunächſt zu beſprechen und recht bald mit 
Luſt und Liebe zum Werke zu ſchreiteu. 

Um in dieſer opferſchweren Zeit keinen Freund 
der guten Sache durch Scheu vor neuen Opfern 
zurückzuſchrecken, ſei hiermit von vornherein vorge- 
ſchlagen, den Jahresbeitrag möglichſt niedrig, viel- 
leicht auf 2 oder 3 Mark feſtzuſetzen. Es läßt 
ſich mit gutem Willen und richtiger Leitung auch 
mit kleinen Mitteln Großes erreichen. 

Die löbliche Redaktion der hieſigen „Deut⸗ 
ſchen Fiſcherel- Zeitung“ iſt gern bereit, geneigte 
Anmeldungen reſp. Unterſchriften a 
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Kunſt und Literatur. 


Doornkaat Koolmau, Wörterbuch der oſt⸗ 
frieſiſchen Sprache. Norden, Verlag von Braams, 
11. Heft. Wir haben ſchon wiederholt auf dies 
ausgezeichnete Wörterbuch aufmerkſam gemacht, wel- 
ches zu dem Beſten gehört, was wir auf dem Ge⸗ 
biete der Sprachwiſſenſchaft beſitzen. Der Verfaſſer, 
ein gediegener Forſcher, verfolgt nicht nur den Ge⸗ 
brauch jedes Wortes, ſondern geht auch auf die 
Ableitung der Worte ein. Sein Wörterbuch iſt 
daher für alle Deutſche, namentlich aber für die 
Niederdeutſchen von weittragender Bedeutung; möchte 
es recht weite Verbreitung finden. [44] 

Schmölcke, die Verbeſſerung unſerer Woh⸗ 
nungen nach den Grundſätzen der Geſundheitslehre. 
Wiesbaden bei Bergmann. Das Buch enthält 
manches Beachtenswerthe, dagegen hat uns der 
Abſchnitt über Ventilation wenig angeſprochen. 
Da iſt in neueſter Zeit denn doch ſchon Beſſeres 
und billiger geleiſtet. [46] 


Vermiſchtes. 


Schwerin. Sekonde⸗-Lieutenant v. Stra- 


lendorff II. vom hieſigen Jäger-Bataillon begab 
fi) am 28. v. Mts. mit Tagesanbruch in Be⸗ 


gleitung zweier Forſtbeamten nach dem Medeweger 
See, um einen wilden Schwan zu erlegen, was 
ihm am vorigen Sonntag bereits einmal gelungen 


war. Bald wurde auch ein Schwan auf dem Eiſe 
des Sees entdeckt, und die drei Schützen verſuch⸗ 
ten nun, ſich an den Schwan heranzuſchleichen. 
Lieutenant von Stralendorff II. kletterte an einem 
Abhang entlang, glitt aber aus, die Büchſe ent- 
lud ſich, und der Schuß ging ihm in die Bruſt 
Die beiden Begleiter liefen schnell hinzu und hol⸗ 
ten Hülfe aus dem nahegelegenen Medewege, von 
wo ein Bote nach Schwerin eilte. Oberſtabsarzt 
Dr. Piper und mehrere Offiziere vom Jäger-Ba⸗ 
taillon trafen den Verwundeten auch noch am Le— 
ben; aber jede ärztliche Hülfe war vergeblich und 
gegen 11 Uhr verſchied der junge Offizier, be- 
trauert von ſeinem älteren Bruder, der erſt nach 
eingetretenem Tode in Medewege eintreffen konnte, 
da er auf Wache ſich befand, und von den noch 
lebenden Eltern, welche ſchon von einem ähnlichen 
Schickſalsſchlag heimgeſucht worden ſind: Vor etwa 
Jahresfriſt ereignete ſich hier ein Rencontre zwi- 
ſchen zwei jungen Militärs und zwei Civiliſten, bei 
welchem einem der erſteren der Säbel entriſſen und 
zerbrochen wurde. Der Entwaffnete, durchaus un⸗ 
ſchuldig an dieſem Skandal, kam in Unterſuchung, 
die für ihn zweifellos einen günſtigen Ausgang ge⸗ 
nommen hätte. Er nahm ſich die Sache aber ſehr 
zu Herzen und erſchoß ſich während der Unterſu⸗ 
chung. Dieſer junge Portepee Fähnrich vom 
Schweriner Jäger-Bataillon war ein jüngerer Bru- 
der des Lieutenants, welcher am 28. v. Mts. auf 
ſo traurige Weiſe um's Leben kam. 


— Einwirkung des Lichtes auf das Bier.“ 
Die Zeitſchrift „Gambrinus“ ſchreibt? „In man⸗ 
chen Gegenden gilt es noch heute als Erfahrungs- 
ſatz, daß das Bier in ſteinernen Krügen ſich beſſer 
halte als Flaſchen. In neuerer Zeit iſt die Sitte 
abgekommen, weil es von Vielen als Vorurtheil 
gehalten wurde. Nun hat man aber durch Ver- 
ſuche nachgewieſen, daß das Bier in waſſerhellen 
Flaſchen, dem Sonnenlichte kurze Zeit ausgeſetzt, 
verdirbt und einen unangenehmen Geſchmack an⸗ 
nimmt. Daſſelbe gilt auch für hellgrüne Flaſchen. 
Bier ſollte deshalb nur in Flaſchen von möglichſt 
dunklem Glaſe aufbewahrt werden.“ 

Paris. Auf einem der letzten Opernbälle 
hat ſich eine junge Frau mit einem Dolch erſtochen. 
Sie ſah ihren Gatten mit einer andern Dame im 
Arm durch den Saal gehen, und als das Paar 
an ihr vorüberging, ſtieß ſie ſich mit den Wor⸗ 


ten: „Du ſiehſt, jet bin ich ficher, daß Du mich ſoll 


täuſchſt,“ den Dolch in die Bruſt. 

London. 50,000 Mk. mußte die Great 
Northern-Eiſenbahn an einen Handlungsreiſenden 
zahlen, der bei einem Zuſammenſtoß auf dieſer 
Linie eine Verletzung des Rückens davon trug, 
durch welche er für länger als zwei Jahre arbelts⸗ 
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Telegrapbijche Depeſchen. 

Paderborn, 3. März. Gutem Vernehmen 
nach hat das hieſige Domkapitel in dieſen Tagen 
einen Bisthumsverweſer gewählt. ö 

Straßburg i. E., 3. Marz. Es beſtätigt 
ſich, daß in der hieſigen biſchöflichen Diözeje die 
kirchlichen Gebete für den Kaiſer und das kaiſer⸗ 
liche Haus angeordnet find. Der von dem ZBiſchof 
Dr. Raeß zu den diesjährigen Faſten erlaſſene 
Hirtenbrief enthält die Mittheilung, daß der Papſt 
den Biſchof mittelſt beſonderer Zuſchrift vom 12. 
Januar c. ermächtigte, dem beſtehenden Gebrauche 
der katholiſchen Bisthümer des deutſchen Reichs bei- 
zutreten und gleich denſelben für den regierenden 
Kaiſer und das kaiſerliche Haus kirchlich zu 
beten. g IR 2 

Stuttgart, 3. März. Die Finanzkommiſſlon 
der Abgeordnetenkammer beantragt, die Regierung 
zu erſuchen, im Bundesrath auf die Einführung 
des Tabaksmonopols hinzuwirken. 

Peſt, 3. März. Unterhaus. Iſtoczy richtete 
eine Interpellation an die Regierung betreffend das 
Verbot der beabſichtigten Antiſemitenverſammlung. 
Der Miniſterpräſident Tisza erwiderte, es ſei die 
Pflicht der Stadthauptmannſchaft geweſen, eine 
Verſammlung zu verbieten, in weckt man die 
Religionsfreiheit und den Racenhaß jo zu jagen 
auf die Straße zerren wollte. 

Paris, 3. März. Deputirtenkemmer. Cle⸗ 
menceau kündigte an, daß er am nächſten Sonn⸗ 
abend die Regierung über die Sendungen von Waf- 
fen und Munition nach Griechenland interpelliren 
werde. 
Der Handelsminiſter Tirard erwiderte auf eine 
Anfrage Haentjens, das Verbot des Imports von 
trichinöſem Fleiſche werde aufgehoben werden, ſo⸗ 
bald die obligatoriſche Fleiſchſchau eingeführt ſet. 

Senat. Gavardie interpellitt die Regierung 
über deren Politik, griff ſämmtliche Miniſter heftig 
an und ſprach von einer geheimen Mitregierung 
Gambettas. Die Miniſter lehnten es ab, auf die 
Interpellation zu antworten, da die vorgebrachten 
Thatſachen unrichtig ſeien. Hierauf wurde der 
Schluß der Debatte über die Interpellation ange; 
nommen. A 

Paris, 3. März. In Folge des Selbſt⸗ 
mordes des Generals Ney hat der Unterſuchungs⸗ 
richter Guyot im Haufe der nach Belgien geflüch— 
teten Kupplerin Leroy deren Korreſpondenz ſaiſiren 
laſſen. Die feinſten Namen des Pariſer Highliſe 
erſcheinen durch dieſe Papiere kompromittirt. Ba- 
rone, Marquis und Grafen find darunter. Selt⸗ 
ſamer Weiſe gab Guyot, wie verlautet, den kom⸗ 
promittirten Perſonen die ſie betreffenden Briefe 
zurück. Ueber den Vorfall iſt eine geheime Unter⸗ 
ſuchung im Gange. Eingeweihte behaupten, es 
ſtehe ein immenſer Skandal bevor. Die Ange- 
legenheit Heilbronner iſt beigelegt. Die Regte⸗ 
rung zahlt eine bedeutende Entſchädigung. Die 
Herabsetzung des Briefportos auf 1 ntimes 
ſteht ganz Frankreich bevor. * 
h London, 3. März. Oberhaus. Lord Lytton 
bringt ſeinen bereits früher angekündigten Antrag 
wegen der beabſichtigten Räumung von Candahar 
ein und begründet denſelben in einer längeren 
Rede, in welcher er hervorhebt, der Beſitz Canda⸗ 
hars ſei nothwendig, um dem ruſſiſchen Einfluſſe 
in Afghaniſtan entgegenzutreten. Die Debatte 
dauert noch fort. 

Unterhaus. Fortſetzung. Bei der fortgefep- 
ten Debatte über die zweite Leſung der iriſchen 
Waffenbill befürwortete Dillon den Bürgerkrieg und 
meinte, man müſſe die Grundbeſitzer erſchteßen, 
wenn fie die Pachtungen betreten. Dillon wurde 
deshalb vom Sprecher zur Ordnung gerufen. Healy 
wurde wegen Mißachtung des Sprechers mit 233 
gegen 15 Stimmen von der Sitzung ausgeſchloſſen. 
Parnell war im Haufe anweſend. 

London, 3. März. Nach einem Telegramm 
der „Times“ aus Paris würde ſich der Betrag 
der neu zu emittirenden Zprozentigen amortiſirbaren 
Rente im Ganzen auf 1,030,000,000 Francs be- 
laufen. Die Emiſſion ſolle am 24. d. Mts. ftatt- 
finden und offiziell 10 Tage zuvor angekündigt 
werden. Der Emiſſionskours würde 82 Francs 
50 Cts. betragen. f 

London, 3. März. Unterhaus. In der heu⸗ 
tigen Sitzung erſchien der Premier Gladſtone zum 
erſten Male nach ſeinem Unfall und wurde auf das 
Enthuſiaſtiſchſte empfangen. 8 
0 e bezügliche Anfrage erklärte der 
Staatsſekretär des Krieges, Childers, ſobald alle 
Verſtärkungen in Natal eingetroffen ſein wür⸗ 
den, würden ſich dort über 15,000 Mann be⸗ 


finden. 

Waſhington, 3. März. Das Repräſentanten⸗ 
haus hat einen Geſetzentwurf angenommen, durch 
welchen die Fundingbill dahin abgeändert wird, 
daß die freiwillige Liquidation der Nationalbanken, 
welche durch die Fundingbill gefährdet war, wie 
bisher geftattet wird. pe g 

Man glaubt allgemein, daß der Präſident 
Hayes die Fundingbill mit ſeinem Veto belegen 
werde. Indeß iſt noch kein ſicheres Zeichen vor⸗ 
handen, welches die Vorausſetzung rechtfertigt. Der 
Senator Hoar hat eine neue Fundingbill ohne die 
Beſtimmungen des Artikels 5 eingebracht und 
will die Annahme derſelben durch den Kongreß 
zu erwirken ſuchen, falls der Präſident Hayes die‘ 
gegenwärtige Fundingbill mit feinem Veto belegen 


te. 
Waſhington, 3. März. Präsident Hayes hat 
die Fundingbill mit ſeinem Veto belegt. 


Entbindungs⸗Anzeige. 
Heute wurde uns ein kräftiger Knabe geboren. 
Stargard, den 3. März 1881. 
Rechtsanwalt Witsch und Frau 

Elisabeth, geb. Stahr, 


N 


